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sehen Dokurnents über die Qnternetseite https://www.fti-inso.de erfolgen, der Qnsolvenzver-

walter hat derobermittlung elektronischer Dokurnente ausdrücklich zugestimmt, § 174 QV

S.1 insO.

G üb ger, die e oktronische Dokumante über sichere elektronische ÜberrnittQungswege

(§ f 30e ZPO) entphngen können, können unter Angabe des über einen solchen Weg er-

reächbaren Post ohs ähre Zustimmung zu dektronöschen Zustehungen erklären. Döe Zu-

stirnmung gegenC_er dera UnsoQvenzgerächt gölt mit der Einreöchung eönes eQektronischen

Dokuments auf einem sicheren Obermütiungsweg än diesem Verfahren als erteiQt.

Sei der Anmeldung sind Grund und 3etrag der Porderung anzugeben. Der Anmeldung sol-

len dös Urkunden, aus denen säch die Porderung ergibt, ön Abdruck beögefügt werden. So-

%rn däe Arendámg r Eds dnes dektronischen Dokuments odolgt, œnn auch e0ne elek-

traische Machrœg %orm@9K war&amp;n. ki Verkangen des Qnsdvenzvwalters oder des

Qnedvenzgorichtsebd Aus&amp;ucke,Abschräften odee Originde von Urkunden einzureichen.

Die Forderungsanmefdungen und däe QnsolvenztabeXekönnen durch die Beteilgten auf der

Geschäftsstehe des nsdvenzgerächts eingesehen werden.

4. Berichteterrain sowie Termön zur Beschlussfassung der Gläubigerversammlung über die

eventuele WahD eines anderen Qnsolvenzverwalters, über die Beäbehaltung eönes GQäubi-

gerausschusses sowie über die in den §§ 35 Abs. 2 (Entscheädung über die Wirksamkeit

der VerwaltererkQärung zu Vermögen aus selbstständigerTätögkeit), 66 (Rechnungslegung

Insolvenzverwalter), 100 f. (Unterhaltszahlungen aus der Onsolvenzmasse), 149 (Anlage

von Wertgegenständen), 157 (Ställlegung bzw. Fortführung des Unternehmens, Beauftra-

gung des Insolvenzverwalters mit der Ausarbeitung eines Insolvenzplans, Vorgabe der

ZäeQsetzung des PQans), 160 (Zustämrnung zu besonders bedeutsamen Rechtshandlungen

des ШnsolvenzverwaQters, änsbesondere, wenn das Unternehmen oder eön Betrieb, das Wa-

renQager irn Ganzen, eän unbeweglicher Gegenstand aus freier Hand, die Beteiligung des

SchuQdners an einem anderen Unternehmen, die der Herstehung eäner dauernden Verbin-

dung zu diesem Unternehmen dienen so#, oder das Recht auf den Bezug wiederkehren-



Seite 3

der Einkünfte veräußert werden soll; wenn ein Darlehen aufgenommen werden soll, das

die Insolvenzmasse erhebHoh belastenwürde oder wenn ein Rechtsstreit mit erheblöchem

Streitwort anhängig gemacht oder aufgenornmen, die Aufnahme eines solchen Rechts-

stюäts abgelehnt oder zur Belegung oder zur Vermeidung eänes solchen Rechtsstreits ein

Vergleich oder ein Schiedsvertrag geschlossen werden sol), 162 (Setröebsveräußerung an

besonders interessierte), 163 (Betriebsveräußerung unter Wert), 233 (Zustirnmung Fort-

setzung Verwertung und Vertehung bel Insolvenzplan) und 271 (Seantragung einer Eigen-

verwaltung) InsO bezeichneten Angelegenheitenwird anberaumt auf

Die Zustimmung zur Vornahme besonders bedeutsarner RechtshandQungen örn Sinne
des § 160 UnsO gilt als erteilt, wenn die einberufene Gläubigerversamrdung besch0ussun-

fähig ist.

6. Prüfungstermin wird anberaumt auf

Gläuböger, deren Forderungen festgestehtwerden, erhaQten keine Benachrichtigung.

6. Sichertagsrechtean beweglichen Gegenständen oder an Rechten sind dem ßnsolvenzver-

walter unverzüglich anzuzeigen (§ 28 Abs. 2 QnsO).

Der Gegenstand an dem das Sicherungsrecht beansprucht wird, die Art und der Entste-

hungsgrund des Sicherungsrechts sow!e die gesicherte Forderung sind zu bezeichnen.

Wer die Mitteilung schu8dhaft unterlässt oder verzögert, haftet für den daraus entstehenden

Schaden (§ 28 Abs. 2 InsO).

7. Personen, döe Verpföichtungen gegenüber der Schuldnerin haben, werden aufgefordert,

nicht mehr an diese, sondern an den Qnsolvenzverwalter zu leisten (§ 28 Abs. 3 InsO).

8. Ein Gläubigerausschusswärd bis zur ersten GQäubögerversammäung eöngesetzt. Dieser be-

steht aus den Mitgliedern

Mús er Raim&amp;åmpfe amM peЩ
Sächsische Straße 1, 10707 Berlin, vertreten durch die Geschäftsführer, diese vertre-
ten durch döe Römermann Rechtsanwälte AG, diese vertreten durch Herrn Prof. Dr.
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Volker Rörnermann.

Herr Okm e SA
KDammstraße 37, 82467 Garrnösch-Partenkirchen

Eerr um EìǽMí_s
Pappenheimstraße 8, 80335 München

14,

die Bundesrepub0ik Deutschland -

Pinanzagentur GmbH, diese vertreten durch Herrn Floröan Hassner,

Olof-Pa0me-Straße35, 60439 Prankfurt

9. Der Qnsolvenzverwalter wird gerrt § 8 Abs. 3 QnsO beauftragt, die än dem Verfahren vorzu-

nehmenden Zustehungen, begännend mit der Zustelung des Eröffnungsbeschlussesnach

§ 30 änsO, durchzuführen. Die Zustelung kann auch elektronisch nach Maßgebe des § 173

ZPO erfolgen.

Ausgenommen ist die Zustelung des Eröffnungsbeschlussesan döe SchuQdnerän;diese er-

feQgt durch das Qnsolvenzgericht.

10. Die Niededegung der Tabele und der #tnmeDdeunterlagen bei Gericht erfoQgt in digätaler

Form.

11. Mört s

Die in eönern elektronäschen Qnforrnations- und Kommunikationssystern erfolgte Veröffentli-

chung von Daten aus einern Qnsolvenzverfahren einschQießlich des Eröffnungsverfahrens

wörd spätestens 6 WDonate nach der Aufhebung oder der Rechtskraft der Einstehung des In-

soDvenzverfahrens gelöscht, § 3 Abs. 1 Satz 1 InsOBekV.

Sonstige Veröffentlichungen nach der Qnsolvenzordnung werden einen Monat nach dern

ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht.
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Der Antrag öst arn 03.06.2024 beirn insolvenzgeröcht München eingegangen.

Die Schuädner n hat ärn Zuständägkeätsbereäch des ßnsolvenzgerichts München den Mittelpunkt ih-

rer selbständigen wirtschafdichen Tätigkeät (§ 3 Abs. 1 Satz 2 Uns04

Nach den FeststeMungen des Gerichts sönd Zahlungsunfähigkeitund Oberschuldung gegeben.

MW NiWWmac:

die Entscheidung kann die sofortige Beschwerde (im Polgenden: Beschwerde)eingelegt werden.

Ebenso können der Schuldner oder die Gläubiger des Schuldners (irn Folgenden: Beschwerdeführer) gegen
die Entscheidung die sofortige Beschwerde (irn Polgenden: Beschwerde) einlegen, soweit damit das Fehlen

der internationalenZuständigkeit für die Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens nach ArtikeQ 6 Absatz 1 der

Verordnung (EU) 2015/848gerügtwerden sol (Artikel 1020 - § 4 EGInsO).

Die Beschwerde ist binnen o bei dem

Amtsgericht München
PacelQistraße 5
80333München

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn döese nicht verkündet wird, mit deren Zu-

stelung beziehungsweise mit der wirksamen öffentQichen Bekanntmachung gemäß § 9 InsO im Qnternet

(wweinsolvenzbekanntmachungen.de). Die öffentliche Sekanntmachung genügt zum Nachweis der Zusteh

Qung an alle Beteiligten, auch wenn die QnsO neben ihr eine besondere Zustellung vorschreibt, § 9 Abs. 3

Qns0. Sie gilt aße bewirkt, sobald nach dem Tag der VeröffentHchung zwei weitere Tage verstrichen sind, § 9

Abs. 1 Satz 3 00s0. Für den Fristbeginn ist das zuerst eingetretene Ereignis (Verkündung, Zustellung oder
wirksame öffentHche Bekanntmachung) maßgebleh.

Die Seschwerde öst schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewehrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dern oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Die Beschwerde ist von dem Beschwerdeführeroder seinem Bevollrnächtigten zu unterzeichnen.

Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthah
ten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde.

Rechtsbehelfe können auch als emtronäschesDohnent eingereichtwerden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Notarin, einen Notar, durch ei-
ne Sehörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfülung
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusaminenschlüsse eingereicht werden, sind a e eMtrenösches Do-
kwant einzureichen, es sei denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht mög ich ist. In
diesem Fal bleibt die Übermittlung nach den aHgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende
Unrnöglichkeit bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaftzu machen ist. Auf Anforderung
ist das elektronische Dokument nachzureichen.
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Elektronische Dokumentemüssen
- möt einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einern sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein eQektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-

son versehen ist, darf wie foQgt überrnittelt werden:
- auf eönem sicherenOberrnittlungsweg oder

an das für den Empfang eQektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Obermittlungswegewird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-

s chtlöch der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation rnit den Gerichten wird auf die

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des eQektronischen Rechtsverkehrs und über das be-

sondere eQektronische Sehördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung- ERVV) in der jeweils
geQtenden Fassung sowie auf die Qnternetseite www.justiz.de verwiesen.


